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1. a) Ansprüche gegen das Versorgungswerk der Architekten-
5. VII. 23 kammer Baden-Württemberg sind trotz ihrer Unabtretbar-
VII ZB 3/20 keit grundsätzlich wie Arbeitseinkommen in den Grenzen

von §§ 850c ff. ZPO pfändbar.
b) Die mit einer Pfändung verbundene Beschlagnahme er­
streckt sich ohne weiteres auf alle Nebenrechte, die im Fall 
einer Abtretung oder eines gesetzlichen Forderungsübergangs 
nach §§ 401, 412 BG B mit auf den neuen Gläubiger überge­
hen. Mit der Pfändung der Ansprüche auf Zahlung des Alters­
ruhegelds gemäß § 24 Abs. 1 Nr. 2, § 27 Satzung Versorgungs­
werk der Architektenkammer Baden-Württemberg (Satzung 
A K  BW) für Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft wird das 
Recht, einen Leistungsantragnach § 24 Abs. 5 Satzung A K  BW 
-  auch rückwirkend -  zu stellen, umfasst. Dem steht der so­
zialrechtlich gebotene Schutz des unpfändbaren Stammrechts 
eines berufsständischen Altersruhegelds nicht entgegen.......... 1

2. a) Einwendungen des Zahlungsdienstnutzers aus der Rechts-
11. VII. 23 beziehung zu dem Zahlungsempfänger, mit denen er geltend
XI ZR 111/22 macht, dass die Ansprüche des Zahlungsempfängers nicht

oder nicht in der geforderten Höhe bestehen, werden von 
§ 676b Abs. 2 Satz 1 BGB nicht erfasst. Dies gilt auch dann, 
wenn Zahlungsdienstleister und Zahlungsempfänger identisch 
sind.
b) D er Bürge muss die vom Zahlungsdienstnutzer als H aupt­
schuldner nicht beanstandeten unautorisierten oder fehler­
haft ausgeführten Zahlungsvorgänge gegen sich gelten lassen, 
wenn die Ansprüche und Einwendungen des Hauptschuld­
ners wegen Fristablaufs nach § 676b Abs. 2 Satz 1 BGB aus­
geschlossen sind. Bleibt ein Zahlungsdienstnutzer nach einem 
nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvor­
gang untätig, stellt dies keinen Verzicht im Sinne des § 768 
Abs. 2 BGB dar.
c) Die vom Zahlungsdienstleister gemäß § 676b A bs. 2
Satz 2 BGB zu erbringende Unterrichtung des Zahlungs­
dienstnutzers hat bei einem Zahlungsdiensterahmenvertrag 
gemäß Art. 248 § 7 E G B G B  als Mitteilung zu erfolgen. Dies 
bedeutet, dass der Zahlungsdienstleister die erforderlichen 
Informationen von sich aus übermittelt, ohne dass der Zah­
lungsdienstnutzer diese anfordern muss. Ein bloßes Zugäng­
lichmachen der Informationen reicht nur aus, wenn dies der 
Zahlungsdienstnutzer und der Zahlungsdienstleister gemäß 
Art. 248 § 10 EG B G B  vereinbart haben......................................  18



3.
19. VII. 23 
IV ZR 268/21

4.
25. VII. 23 
XI ZR 221/22

5.
27. VII. 23 
IX ZR 267/20

a) Der Senat hält auch unter Berücksichtigung der neueren 
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union 
(Urteile vom 24. Februar 2022, A u.a. [Unit-Linked-Versi­
cherungsverträge], C-143/20 und C-213/20, EU:C:2022:118 
=  NJW  2022, 1513; vom 9. September 2021, Volkswagen 
Bank u.a., C-33/20, C -155/20 und C -187/20, EU :C :2021:736 
=  NJW  2022, 40; vom 19. Dezember 2019, Rust-Hackner 
u.a., C-355/18 bis C-357/18 und C-479/18, EU:C:2019:1123 
=  NJW  2020, 667) daran fest, dass die Geltendmachung des 
Widerspruchsrechts gemäß § 5a Abs. 1 Satz 1 W G  (hier in 
der Fassung vom 21. Juli 1994) aucli bei einer fehlenden oder 
fehlerhaften Widerspruchsbelehrung ausnahmsweise Treu 
und Glauben (§ 242 BGB) widersprechen und damit unzu­
lässig sein kann, wenn besonders gravierende Umstände des 
Einzelfalles vorliegcn, die vom Tatrichter festzustellen sind.
b) Zum Einwand von Treu und Glauben ist keine Vorlage an
den Gerichtshof der Europäischen Union geboten..................  32

Bei einem Prämiensparvertrag, bei dem die Prämien auf die 
Sparbeiträge nach dem Verhältnis des Sparguthabens zur Jah­
ressparleistung steigen (sogenannte Verhältnisprämienstaf­
fel), ist das Recht der Sparkasse zur ordentlichen Kündigung 
nach Nr. 26 Abs. 1 AGB-Sparkassen bis zum Erreichen der 
höchsten Prämienstufe ausgeschlossen. Durch vertraglich 
zulässige Kontoabhebungen kann der Sparer die Dauer des 
Kündigungsausschlusses nicht einseitig verlängern..................  47

a) Wird über das Vermögen des von den Feststellungszielen 
betroffenen Unternehmens das Insolvenzverfahren eröffnet, 
kann eine Musterfeststellungsklage gegen den Insolvenzver­
walter erhoben werden, auch wenn dieser das Unternehmen 
nicht fortführt.
b) Insolvenzrechtliche Bestimmungen stehen einer Muster­
feststellungsklage jedenfalls dann nicht entgegen, wenn die 
Feststellungsziele sich ausschließlich auf Aktivprozesse der 
Masse beziehen.
c) Die Berücksichtigung eines Neukundenbonus in der Jah­
resverbrauchsabrechnung eines Energieversorgungsvertrags 
stellt keine insolvenzrechtlich unzulässige Aufrechnung oder 
Verrechnung dar, wenn der Neukundenbonus als vom Jah­
resumsatz abhängiger Nachlass (Rabatt) ausgestaltet ist.
d) Beschränkt sich eine Bestimmung in einem Energieliefe­
rungsvertrag über die Berechnung des Jahresverbrauchsprei­
ses ausschließlich auf die Formulierung »Grundpreis: [...] €/ 
Monat (inkl. 19 % MWst)Arbeitspreis: [...] €/Monat (inkj.
19 % MWSt)Neukundenbonus: [x] % (Jahresumsatz)«, kann 
diese Klausel bei der Verwendung gegenüber Verbrauchern 
dahin auszulegen sein, dass es sich bei dem Neukundenbonus 
um einen einmaligen, nicht an eine Mindestlaufzeit geknüpf­
ten Nachlass (Rabatt) auf den Jahresverbrauchspreis handelt. 61
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